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AUFRUF 
 
Schulsozialarbeit als Teil des Bildungs- und Teilhabepaketes erhalten 
 
Am 09.02.2010 erging ein Aufsehen erregendes Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) zum Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums, 
das später als Basis des sogenannten Bildungs- und Teilhabegesetzes diente. 
 
Das Urteil lautete: 
„Der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts hat entschieden, dass die Vorschriften des 
SGB II, die die Regelleistung für Erwachsene und Kinder betreffen, nicht den 
verfassungsrechtlichen Anspruch auf Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG erfüllen.“1 
 
In der Analyse dieses Urteils kam Frau Prof. Dr. Anne Lenze bereits kurz darauf zu 
folgenden Einschätzungen: 
 
„In den Ausführungen des BVerfG zum Bedarf von Kindern kündigt sich ein 
Teilhabegrundrecht für Kinder an, weil die staatliche Grundsicherungsleistung auch die 
Persönlichkeitsentfaltung des Kindes ermöglichen soll und erstmalig festgestellt wurde, 
dass zur Menschenwürde des Kindes auch gehört, dass es eine realistische Chance haben 
muss, seinen Platz in der Arbeitswelt zu finden, um ein Leben in Unabhängigkeit von 
staatlicher Alimentierung führen zu können.“2 
 
Die damalige CDU / FDP geführte Bundesregierung reagierte mit dem sog. Bildungs- und 
Teilhabepaket (BuT), das trotz vielfach geäußerter Kritik durchaus positiv wirkte und eine 
bessere Teilhabe sozial benachteiligter Kinder und Jugendlicher in Gang setzte. 
Insbesondere die Finanzierung von Schulsozialarbeit zeigte zum Teil große Erfolge. Denn 
erstmals gelang es vielerorts, in gemeinsamer Arbeit von Schule und Jugendhilfe einen 
systematischen Blick auf benachteiligte Familien zu werfen, ihnen frühzeitig Angebote zu 
machen, damit Schülerinnen und Schüler / Kinder und Jugendliche erfolgreich am 
gesellschaftlichen Leben partizipieren und Bildungserfolge erreichen können. Insbesondere 
die im schulischen Kontext angelegte Beratung und Begleitung von Eltern und Familien in 
schwierigen Lebenslagen und das frühe Erkennen von Schulverweigerung  als inhaltliche 
Aufgabenschwerpunkte von BuT Schulsozialarbeit macht den Erfolg des Arbeitsansatzes 
aus:  Es wird vom Kind und Jugendlichen her gedacht und nicht in Zuständigkeiten. 
 
Ausgerechnet der Teil Schulsozialarbeit des BuT war allerdings zeitlich auf drei Jahre 
befristet und lief im Jahre 2013 aus. Schulsozialarbeit wird damit binnen weniger Monate 
beendet werden, wenn nicht kurzfristig Bund bzw. das Land ihrer finanziellen Verantwortung 
gerecht werden. Völlig unabhängig von der Frage, ob Schulsozialarbeit eine kommunale 
Aufgabe ist, kann dies kaum eine Kommune leisten; für viele Kommunen ist die 
Aufgabenwahrnehmung aufgrund der kommunalen Finanzauflagen nicht zulässig! 
 
Mit Schulsozialarbeit ist es in den vergangenen Jahren auch unter dem Landesmotto „Kein 
Kind zurücklassen“ zum Teil sehr erfolgreich gelungen dazu beizutragen, das 
Teilhabegrundrecht für Kinder und Jugendliche zu verwirklichen. Entfällt sie, ist dieses 
Teilhabegrundrecht wieder erheblich gefährdet. 
 
Der volkswirtschaftliche Nutzen durch die frühzeitige präventiven Schulsozialarbeit kommt 
nach wissenschaftlichen Untersuchungen des o.g. Projektes nur zu ca. 10% bei den 
Kommunen an (siehe Forschungsgesellschaft für Raumfinanzpolitik zur Zwischenevaluation 
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KeKiz). Von den verbleibenden Erträgen profitieren ausschließlich die weiteren staatlichen 
Ebenen. 
 
Ungeachtet der grundsätzlichen Anerkennung kommunaler Anteilsleistungen für die 
Schulsozialarbeit, insbesondere gemäß § 13 i.V.m §§ 79,80 SGB VIII, muss die 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung einer gelungenen Integration von Kindern und 
Jugendlichen in Schule, Ausbildungs- und Arbeitswelt hervorgehoben werden, einschließlich 
der damit verbundenen Entlastung für alle sozialen Sicherungssysteme, Mehreinnahmen an 
Steuern sowie den Effekten für den Arbeitsmarkt. 
 
Wir betrachten Schulsozialarbeit als eine Aufgabe von Jugendhilfe und Schule. Sowohl die 
Gewährleistung gleicher Teilhabe und die Verbesserung der Bildungschancen als auch der 
Abbau sozialer und individueller Benachteiligungen sind drängende Probleme in  NRW. Sie 
sind gesamtgesellschaftliche Probleme, für die auch Bund und Land einstehen müssen. 
 
Und auch hier gilt: Der Erfolg von Schulsozialarbeit kommt (neben den 
Sozialversicherungssystemen) in erster Linie Bund und Ländern durch erhöhtes 
Steueraufkommen zugute. Deshalb dürfen die Lasten nicht einseitig den Kommunen 
aufgebürdet werden. 
 
Schulsozialarbeit war zwar nicht formal Gegenstand des 2010 im Rahmen des 
Vermittlungsausschusses gefundenen Konsenses; sie war aber ganz sicher die politische 
Geschäftsgrundlage für die Bereitschaft des Bundes, den Ländern bei den Kosten für die 
Grundsicherung entgegenzukommen. Damit ist der Bund genauso weiterhin in der 
Verantwortung, wie sich jetzt durch die Übernahme der BAFöG-Finanzierung durch den 
Bund Spielräume für NRW ergeben. 
 
Ca. 70 Leiter/innen von Jugendämtern in NRW richten daher einen dringenden Appell an die 
Verantwortlichen in Land und Bund, alles dafür zu tun, um Schulsozialarbeit als Aufgabe der 
Jugendhilfe an Schule finanziell auf Dauer als Regelangebot abzusichern. 
 
Wir stellen fest: 
 

1. Schulsozialarbeit im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepaketes (BuT) sichert die 
Teilhabe benachteiligter junger Menschen am gesellschaftlichen Leben. Sie ist 
unverzichtbar, solange der verfassungsrechtliche Anspruch auf Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums nicht erfüllt ist. 

 
2. BuT - Schulsozialarbeit benötigt weiterhin eine finanzielle Absicherung durch den 

Bund im Rahmen des BuT. Eine Verlagerung der Kosten für die BuT 
Schulsozialarbeit auf die Kommunen ist nicht hinnehmbar. 

 
3. Im Rahmen der Zuständigkeit für Bildungs- und Schulpolitik ist auch das Land NRW 

in der Verantwortung. 
 

4. Schulsozialarbeit sollte als Aufgabe der Jugendhilfe mit klar umrissenen Aufgaben in 
und an Schulen wirken. Nur so kann die Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe und 
Schule im Regelsystem Wirkung entfalten. 

 
5. Die Unterzeichner fordern alle Verantwortlichen in Bund und Land auf, die 

unterschiedlichen Finanzierungswege der Schulsozialarbeit zu harmonisieren. Es ist 
sicherzustellen, dass Schulsozialarbeit eine Verzahnung von Jugendhilfe und Schule 
bewirkt, um den Fokus der inhaltlichen Arbeit auf benachteiligte Kinder und 
Jugendliche und ihre Bildungserfolge zu setzen. 

 
 
Stand: 18.11.2014 


